
441 der Beilagen zu den stenogtaphischenProtokollen des Nationalrates VIII. GP. 

17.4. 1958. 

Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom 1958, mit 
dem neuerlich Urlaubsvorschriften abgeän­

dert und ergänzt werden. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I. 

§ 1. Das Arbeiterurlaubsgesetz, BGBl. Nr. 173/ 
1946, in der Fassung der BundeSgesetze BGBt 
Nr. 15911947, BGBl. Nr. 183/1947 und BGBl. 
Nr. 66/1954, wil1d abgeändert und el'gänzt wie 
folgt: 

1. § 5 Abs. 1 halt zu lauten: 
,,(1) Der Urlaub kann in zwei Teillen gewährt 

werden, doch darf ein Teil nicht weniger als 
sechs Werkta.ge betragen. Durch KoJJe~tivver­
trag kann eine andere Regelung getroffen wer­
den, wo'bei jedoch wenigstens ein Teil des U r­
laulbes Erwachsener mindestens sechs Werktage, 
des Urlaubes Jugre11!dlicher mindestens zwöH 
Werktage betragen. muß." 

2. Nach § 6 ist folgender § 6 a mit der Ober­
s,chrift "Aufzeichnungen" ,einzufügen: 

,,§ 6 a. (1) Der Dienstgeher hat Aufzeichnungen 
zu Führen, aus ,denen hervorgeht 

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Ar­
beiters und die Dauer des dem Arbeiter 
zustehenden bezahlten- Jahresurlaubes,' 

b) die Zeit, in der der Arbeiter 'seinen be­
zahlten Jahresurlaub genommen hat, und 

c) das Entgelt, das der Arbeiter für äie Dauer 
des bezahlten JahresuPlaubes erhalten hat. 

(2) Di'e Verpflichtung nach Abs. 1 ist auch dann 
erfüllt, wenn die dort verlangten Angaben aus 
Aufzeichnungen hervorgehen, die der Dienst­
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver­
pflichtungen führt." 

§ 2. Das Bauar'beiter-Urlauhsgesetz 1957, 
BOBL Nr. 128, wird' ergänzt wie fo[gt: 

1. Na,ch § 13 Abs. 5 sind folgende Abs. 6 
und 7 einzwfügen: 

,,(6) Der Dienstgeber hat Aufzeichnungen zu 
führen, aus denen: hervorgeht 

a) der Zeitpunkt des Dienstantritt,es des Ar~ 
-beiters und ,die Dauer des dem Arbeiter 
zustehenden bezahlten Urlaubes, 

b) die Zeit, in der der Arbeiter s'einen be­
zahlten Urlaub genommen hat, und 

c) das Entgelt, da.s ,der Arbeiter für d~e Dauer 
des bezahlten Urlaubes erhalten hat. 

(7) Die Verpflichtung nach Abs. 6 ist auch 
dann erfü\l'lt, wenn die dort verlangten Angaben 
aus Aufzeichnungen hervorgehen, di.e der Dienst­
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver­
pflichtungen führt." 

2. Dve bisherigen Ahs. 6 und 7 erhalten die 
Bezei'Chnung Abs. 8 und 9. 

§ 3. Das Anrgestelhengesetz, BGBil. Nr. 292/ 
1921, inder Fassung der Bundesgesetze BGBl. 
Nr. 229/1937, BGBl. Nr. 174/1946 und BGBl. 
Nr. 159/1947, wird abgeändel't und ergänzt wie 
folgt: 

1. § 17 Abs. 10 hat zu lauten: . 
,,(10) Der Ul1I.aub kann in zwe[ Teilen gewährt 

werden, doch darf ein Teil nicht weniger als 
sechs Werktage betragen. Durch' KoHektivver­
trag kann eine andere Regelung getroffen wer­
den, wobei jedoch wenigstens ein Tei~ des Ur­
laubes Erwachsener mindestens sechs Werktage, 
des Urlaubes Jugendlicher mindestens zwölf 
Werktage betragen muß." 

2. Nach § 17 b ist folgender § 17 c emzu­
fügen: 

;,§ 17 c. (1) Der Dienstgeber hat A:ufzeich­
. nungen zu führen, aus denen hervorgeht 

a) der Zeitpunkt dres Dienst~ntrittes des An­
geste!l1ten und die Dauer des dem An­
gestellten zU9tehenden bezahlten Jahres­
urlaubes, 

b) die Zeit, in der der Angestellte seinen be­
zahlten Jahresurlaub genommen hat, und 

c) das Entgelt, das der Angestellte für die 
Dauer des bezahhen JahresurlaubeSl er­
halten hat. 

(2) Die Verpflichtung nach A'bs. 1 ist auch 
dann erfüllt, wenn die. dort verlangten Angaben 
aus Aufzei.chnungen hervorgehen, die der Dienst­
geber zum Nachweis der Erfüllung anderer Ver­
pflichtungen führt." 

§ 4. Das Gutsangestelltengesetz, BGBl. Nr. 538/ 
1923, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 229/1937, der Verordnung vom 24. Dezem­
ber 1938, Deutsches RGBL I S. 1999, sowie der 
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Bundesgesetze BGBl. Nr. 174/1946, BGBl. I (6) Die VerpflithtW1gfiaclt Abs. 5 ist ä:udidäfui­
Nr. 159/1947 und BGBl. Nr. 183/1947, wird etfüNt, Wefiii die dött vetlättgteh Angaben aill 
abgeändert und ergäna:,t wie folgt: Aufzeidlnungen hervorgehen, die der Unter~ 

1. § 15 Abs. 10 hat zu lauten: nehmer zum Nachweis der Erfüllung anderer 
Verpflichtungen ,führt." 

,,(10) Der Urlaub kann ~n zwei Tei!len gewährt 
werden, doch darf ein Tea nicht weniger als' sechs § 6. Das Journalistengesetz, StGBL Nr. 88/ 
Werktage hetragen. Durch Kollektivvertrag kann 1920, in der Fassung der Bundesgesetze BGBL 
eine andere Regelung getroffen werden, wobei I Nr. 295/1921 um BGß'l. Nr. 158/1955, wird 
jedoch wenigstens ein Teit! des UrLu.tbes Er- ergänzt Wie f0ll~t: 
wachsener mindestens sechs Werktage, des Ur~ 1. Der bisherige Wortlaut des § 3 erhält die 
laJUbes Jugendlicher mindestens zwölf Werktage Bez'eichnung Ahs. 1. 
betragen muß." . z. Dem § 3 sind fdlgetide Abs. 2 biS 4 anzu-

2. Nach § 15 b ist folgender § 15 c.einzufü,gen': ! fugen: 

,,§ 15 c. (1) Der Dienstgeber hat Aufzei,ch.- i ,,(2) Der Urlaub kw.h in: zwei Te'i1en gewährt 
nungen zu führen, aus denen hervorgeht : werden, doch darf ein Teil nicht weniger ,als sechs 

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes . des i Werktage betragen. Durch Koltektivvertrag kann 
Dienstnehmers und die Dauer d'es dem : eine andere Rf1gelung g.etroffen werden, wobei 
Dienstnehmer zustehenden be'i~hl]:ten Jah- : jedoch wenigstens ein Teil des Urlautbes min-
resurlaubes, : des:teris se'diis werktage betragen muß. 

b) die Zeit, in der der Dien:~tnehmerseinen' (3) Der I)'i:ensigeber hat Aufieichnungen zu 
bezahlten Jahresurlaub ge·rtommen hat, und führen, aus denen hervorgeht 

c) das Entgdt, das der Dienstnehmer für die a) der Zeitpunkt des D'ielliStantrittes des Re-
Dauer des bezahlten Jahresur'la'u!bes er- dakteurs und die Dauer des dem Redakteur 
ha.!ten hat. zustehenden 15eiihhen Jaihrestiira.u\)~, 

(2) Die Verpflichtung n:ach Abs. 1 ist: auch da'nn b} die ~i'll, irr der clecr Redakteur seinen be-
erfÜ'lIlt, wenn die dort verlangten Angaben a·U's zih1ten JahreStil'rFautb gerrommen· ha-t, und 
Auf~eichnungen hervorgehen, die der Dienst- e)' diS' Eringe}1l" das der R:e&rkteuT für die 
geber zum Nachweis der ErfüUung anderer Ver- Da:1l'e:r des' heza>Mten' }:i:hresu-r'la-ubes' erha:l-
pflichtungen führt." ten hat. 

§ 5. Das Sehauspielergesetz, BGBt N r. 44-1/ (4}' Di'e- Verp"fl~cfifüttg 'illafcl1' RbS: 3'- ist a'u'ch dfa'f111' 
erPüNt, w€tln: die dort! vet'ifangt'en .&tig-:aJ.;eil aus' 
Aufzeichnungen hervor~enen, di'e' <Iier D'i'eillir-

5 und: 6 anzu- geber zum Nachweis der Erfü~luag, anderer Ver­

1922, wifld ergänzt wie folgt: 

Dem § 18 sind' folgende Abs. 
fügen: pflichtungen füll'rt.~' 

,,(5) Der Unternehmer hat Aufzeich:nungen zu 
führen, aus denen hervorgeht 

a) der Zeitpunkt des Dienstantrittes des Mit­
gliedes und die Dauer des dem Mitglied 
zustehenden bezahlten Jahres·urlaubeS, 

b) die Zeit, in: der das Mitglied: seinen beZahl­
ten Jahresurhuh- g'en'ommen hat, Utlfr 

c) das Entgelt, das das' Mitglied für die Dauer 
des bezahlten Tahresurlaubes erhahen hat. 

A:ttikel! Ir. 

Mit der VollzieIltllig dieses Bund'eSgeseizeS sind 
hin'sicl\dicli- des A:rtiRels- t §§l u'l'l'd! t das Bundes­
millisfetium' für sozial'e' Verwaltung, liin·sichtlich 
des A'ttikels r §~ :3 ßis 6· d'a:s' BU'ri&sminisr'erium 
fü't Jlustit be'rraüt, beiod'e B\.tndesmini~teri-eri je­
doch ifu Einvernehmen mit dien jeweils; heteilig­
ten Bun!tlesrtiinisterielt 
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Erläuternde Bemerkungen. 

Bei der Beratung des Berichtes an den Natio- I setz, das Gutsangestelltlengesetz, das Schaus{>ieIer­
nalrat über die auf der 37. Tagung der Inter- gesetz und das Journalistengesetz keine den For~ 
nationalien Arbeitskonferenz 1954 angenommene derungen des übereinkommens entsprechenden 
Empfeh'lung (Nr. 98), betreffend den bezahhen Vorschriften. Dies,e Gesetze sind ·also, urn eine 
Urlaub (31 der Beilagen zu den stenographischen Riti,fikation desl!he~einkommens zu etmög­
p'rotoko[len des Nationalrates, VIII. Gesetz- lichen, entsprechend zu ,ergänzen. 
geh'tingspetidde),b,rachte' der Aus'schuß für soziale Der angeschl'ossene Gesetzent>y'Urf schafft durch 
Verwaltung den Wünsch zum Ausdruck, daß dalS Arbänderung .der in Betracht kommenden Ur­
iriterna.tiomile Arbeitsiibereinkommen (Nt. 52)' Iauhsvorschrift~n die Voraussetzungen für die 
uber den bezahltim Jahfesurhiub, daS von der Ratifi~ation des in' Rede stehenden überein­
irttetnaBonalen Ar'beitskonferenz im Jahre 193'6 kommens. 
angenommen wurde, dem Nation:;i~rat ehestens' 
zur Ratifikation vorgelegt werde (118 der Bei­ Im einzelnen ist hiezu zu bemerken: 
lagen zu ,den stenographischen Protokollen des Zu § 1: 
N ationalra tes; VIII. Gesetzgebungsperiode ). 

Durch diese Vorschrift werden die Bestimmun­
Die in den österreichischen arbeitsre,chdi,chen gen des Arbeiterurlaubsgesetzes den Forderungen 

Vorschriften enthalltenen Regelungen über den des übereinkommens angepaßt. Gemäß Z. 1 wird 
Urbub entsprechen rrahezu vollkommen den der § 5 Abs. 1 des Arbeiterudaubsgesetzes dahin 
Forderungen des genannten übereinkommens, ergänzt, daß für den Fall einer von der gesetz­
nur in zwei Punkten, nämHch hinsichtlich der lichen Regelung abweichenden koI1ektivvertrag­
TeiJung des Urlaubes und bezüglich der Führung lichen Regelung das Mindestausmaß für wenig­
verschiedener, mit ,dem Urlaub zusammenhängen~ stens einen Teil des Urlaubes entsprechend der 
der Aufzeichnungen entsprechen .d'ie österreilchi:- Forderung des übereinkommens für Erwachsene 
schen einschlägigen Rechtsvorschriften nicht zur mindestens sechs Werkta.ge und für Jugendliche 
Gänze diesen Forderungen. Was die Teilung des mindestens zwölf Werktage betragen muß. Z. 2 
Urlaubes ,anlangt, so läßt das Ülbereinkommen sieht die Einfügung eines neuen § 6 a in das Ar­
eine so,lche zu, jedoch nur für den Teil des beiterurlaubsgesetz vor, ,der die vom überein­
UrJau'bes, um den ,die vorgeschriebene Mindest- kommen geforderten Bestimmungen über die 
dauer des Urlaubes (das ,sind sechs Werktage für Aufzeichnungen enthäqt, die vom Dienstgeber zu 
Erwadlsene und zwöQf Werktage für Juogend- führen sind. Eine Änderung der Vorschrift d,es 
li~:he) übers,chritten wird (Artikel 2 Absatz 2 des § 5 Acbs. 2 des Al'beiterurlauhs,gesetzes, wonach 
-übereinkommens). Die österreichisch,en Vor- Jugendiliche mindestens sechs Werktage ?es Ur­
schriften über den Urlaub, soweit sie eine Tei,lung laubs in der Zeit voJ11 1. November biS Ende 
dessellben zulassen, wie ,das Arbeiterurlaubsgesetz, Februar gewährt werden können, ist nicht erfor­
das Angestelltengesetz, das Gutsangestelhen- deruch, da diese Vorschrift in den: Besummun­
gesetz und das JournaEstengesetz, emsl?rechen I gen des übereinkommens ihre Deckung findet. 
insofern nicht der Forderung des überemkom-
mens, 'als durch Kol[ektivvertrag auch eine Zu § 2: 
Teilung des Urlaubes unter das Mindestausmaß Die Vorschriften des Bauarlbeiter-Urlaubs­
von sechs beziehungsweise zwölf Werktagen zu- gesetzes sind nur hinsichtlidJ der vom Dienst­
lässi.g ist, wobei auch nicht ein Teil desselhen geber zu führenden Aufzeichnungen zu ergän­
dieses Mindest<liusmaß betragen muß' (vgl. zum z'en; einer Vorschrift über die Urlaubsteillung 
BeispieIl § 5 Abs. 1 des Arheit,erurlaubsgesetzes). bedarf es nicht. Eine Teilung des UrlaUbs Er-' 

Bezüglich der Führung von Aufzeich~ungen wamsener ist in ~iesem Bund?sg,~setz nicht vor­
über den Urlauh (Artikel 7 des üheremkom- gesehen, sondern ihr Urlaub .1St lhn~.n ununter­
mens) enthalten das Arbeiterurlaubsgesetz, das brochen zu gewähren. Jug~ndhdJen konnen aill~r­
Bauarbdter-Ur1:iubsgesetz, das Angeste'1henge- I dings, an,Mog dem Arbelterurlaubsgesetz, mm-
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destens sechs Werktage des Urlaubs in der Zeit 
vom 1. November his Ende Februar Ig,ewährt 
wel'den. Aber auoch für Jugendlioche ist keine Vor­
schrift über die Tei~ung des Urlauhs erforderllich, 
um den FOl'deruiligen des übereinkommens zu 
entsprechen, da der Resturlau!b immer zumi~ 
dest so groß sein wird, wie. dies vo~ überein­
kommen g,efordert wird, nämlich zwöH Werk­
tage. 

Zu § 3: 

Dieser Paragraph enthält die erforderilichen 
Abänderungen des Angestelltengesetzes, die den 
im § 1 für das Arbeiterurlr.tuhsgesetz getroffenen 
entsprechen .. 

Zu § 4: 

Obgleich der Geltungslbereich des üherein­
kommens Gutsangestdhe nicht erfaßt, wird 
durch die Vorschrift des § 4 das GutsangestelJten­
gesetz aJIlalog ,dem Angestel.ltengesetz abgeändert. 
Dies desha~b, weill das Urlaubsrecht der Guts­
angestellten auch bisher immer anailog dem der 
unter die Vorschriften des Angestelltelllgesetzes 
faHenden Dienstnehmer geregelt war und dieser 

Grundsatz nicht dlUrchhrochen, sondern auch In 

Hinkunft aufrechterhailten werden soU. 

Zu § 5: 

Das Schauspieltergesetz sieht in seinem .§ 18 
Abs. 1 ei'nen ununterbrochenen Urlaub von min­
destens vier Wochen vor. Eine Ergänzung hiru­
sichtlich der Teilung ,des Urllaubes ilSt daher nicht 
erforderllkh, da die Vorschrift für die betreffen­
den DieIllStnehmer günstiger ist ails die vom 
übereinkommen aufge9telhe· Forderung. Eine 
Ergänzung ist nur hinsichtlich: der vom Unter­
nehmer (J3ezeichnung des Dienstgebers im Schau­
spie!lergesetz) zu führenden Aufzeichnungen not­
wendig. 

Zu § 6: 

Di'e Vorschriften des Journalistengesetzes sind 
sowohl hinsich·t1ich der UrlaUlbstei,lung als auch 
hinsichdich der vom Diensngeber zu führenden 
Aufzeichnungen zu ergänzen. Eine besondere 
Anführung der Jugendllichen kann unterbJciben, 
da nach der Art der Beschäftigung JugendJiche 
für eine solche nicht in Betracht kommen. 
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